
Satzung des Amtes Geltinger Bucht 

über die Benutzung der Angebote der Offenen Ganztagsschule an den 

Grundschulen des Amtes Geltinger Bucht 

Hier: Grundschule Gelting und Grundschule Sterup 

 
Aufgrund des § 24 a Amtsordnung in der Fassung vom 28. Feb. 2003 (AO - GVOBl. Schl.-H. S 112, 

zuletzt geändert durch Art. 2 Ges. v. 11.12.2025, GVOBl. Schl.-H. S. 168) i.V.m. § 4 der Gemeindeord- 

nung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. Feb. 2003 (GO - GVOBl. Schl.-H. S 58, zuletzt 

geändert durch Art. 1 des Gesetzes v. 25.07.2025, GVOBl. S. 121), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommu- 

nalabgabengesetzes in der Fassung vom 10. Jan. 2005 (KAG – GVOBl. Schl.- H. S. 27, zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 4. Mai 2022, GVOBl. Schl.-H. S. 564), wird nach Beschlussfassung durch den Amts- 

ausschuss am 10.06.2026 folgende Satzung für die Grundschulen Gelting und Sterup erlassen: 

 
§ 1 

Geltungsbereich und Rechtsform 

 
Diese Satzung gilt für das Angebot der Offenen Ganztagsschulen an den Grundschulen im Amt Geltinger  

Bucht. Der Träger der Grundschulen, das Amt Geltinger Bucht, betreibt die Offenen Ganztagsschulen 

als öffentliche Einrichtung. 

 
§ 2 

Inanspruchnahme der Offenen Ganztagsschule 

 
Die Offene Ganztagsschule bietet ergänzend zum planmäßigen Unterricht an Unterrichtstagen 

Angebote außerhalb der Unterrichtszeit an. Die Teilnahme am Betrieb der Offenen Ganztagschule ist 

freiwillig und steht allen Schülerinnen und Schülern der Grundschulen, soweit sie eine Offene 

Ganztagsschule anbieten, offen. 
 

§ 3 

Kooperation 

 
Zur Gestaltung des Betriebs der Offenen Ganztagsschule arbeiten die Schulen eng mit dem Träger und 

den Eltern sowie weiteren Trägern und Organisationen zusammen. Gegebenenfalls werden Verträge 

über die Zusammenarbeit abgeschlossen. 

 
§ 4 

Öffnungszeiten, Ferienregelung, Sonderdienste 

 
1. Die Offene Ganztagsschule bietet auf Grundlage des jeweils gültigen Rechtsanspruchs in 

Schleswig-Holstein im Anschluss an die verlässliche Grundschule Betreuungs- und 

Bildungsangebote (den Unterricht ergänzende Angebote) an.  

2. Im Rahmen des Ganztages ist eine Betreuung innerhalb der Ferienzeiten, außerhalb der 

Schließzeiten, für täglich bis zu 

8 Stunden gewährleistet. Die Ferienöffnungszeiten werden den Personensorgeberechtigten zu 

Schuljahresbeginn mitgeteilt. Die Betreuung in Ferienzeiten kann der Schulträger bedarfsgerecht 

auf einen Schulstandort festlegen. 

3. Wird die Offene Ganztagsschule auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus zwingenden 

Gründen vorübergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb eingeschränkt, besteht kein Anspruch 

auf anderweitige Betreuung oder auf Schadensersatz. Eine Erstattung der Gebühr aus diesem 



 

Grunde erfolgt nicht. 

4. Witterungsbedingte Ausfälle der Offenen Ganztagsschule richten sich nach den durch das Schulamt 

beziehungsweise Bildungsministerium angeordneten Schließungen für allgemeinbildende Schulen. 

Eine Erstattung der Gebühr aus diesem Grunde erfolgt nicht. 

5. Aus betriebsinternen Gründen kann die Offene Ganztagsschule in Ausnahmefällen zeitlich begrenzt 

geschlossen bzw. deren Betrieb eingeschränkt werden. Hierüber entscheidet der Schulträger im 

Einvernehmen mit der Schulleitung. Den Personenberechtigten wird die Schließung bzw. 

Einschränkung des Betriebes rechtzeitig bekannt gegeben. Eine Erstattung der Gebühr für 

Schließungen aus diesem Grund erfolgt nicht. 

 

§ 5 

Aufnahme 

 
1. Die Aufnahme des Kindes erfolgt auf schriftlichen Antrag der Erziehungsberechtigten. Die 

Anmeldung im Rahmen des Rechtsanspruchs erfolgt verbindlich für ein Schuljahr. Für Schülerinnen 

und Schüler, die von der jeweiligen Einführung des Rechtsanspruchs noch nicht erfasst sind, gilt die 

Anmeldung verbindlich für ein Schulhalbjahr. Das erste Halbjahr beginnt am 01.08. und endet am 

31.01. eines Jahres, da zweite Halbjahr beginnt am 01.02. und endet am 31.07. eines Jahres. 

2. Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Übersteigt die Zahl 

der Aufnahmeanträge die der verfügbaren Plätze, erfolgt eine Vergabe nach Anhörung der 

Erziehungsberechtigten durch die Schulleitung. Ein Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz 

besteht ab dem Schuljahr 2026/27 nur für die Kinder der 1. Klasse, ab Schuljahr 2027/28 für die 

Kinder der Klassenstufe 1 und 2, ab Schuljahr 2028/29 für die Kinder der Klassenstufe 1,2 und 3 

und ab dem Schuljahr 2029/30 für Klassenstufen 1 bis 4. 

 

 
§ 6 

Abmeldung und Kündigung 

 
1. Die Aufnahme endet automatisch mit Ende des Schulhalbjahres (siehe § 5 Ziffer 1). Eine Abmeldung 

des Kindes ist nicht erforderlich. 

2. In besonderen Fällen kann auf Antrag der Erziehungsberechtigten das Betreuungsverhältnis mit 

einer Frist von 4 Wochen zum Ende eines Schulhalbjahres Monatsende beendet werden. Eine 

Entscheidung trifft der Schulträge in Abstimmung mit der Schulleitung. 

3. Werden Gebühren über einen Zeitraum von zwei Monaten unbegründet nicht gezahlt, so wird die 

Betreuung des Kindes automatisch eingestellt. 

4. Der Träger kann im Einvernehmen mit der Schulleitung das Betreuungsverhältnis aus wichtigem 

Grund mit einer Frist von 4 Wochen zum Monatsende kündigen, insbesondere, wenn das Kind in 

der erforderlichen Weise nicht betreut werden kann oder die Betreuung der übrigen Kinder der 

Gruppe erheblich beeinträchtigt wird oder die Personensorgeberechtigten ihren Verpflichtungen 

nach § 8 Abs. 4 wiederholt nicht nachkommen. 

 
§ 7 

Regelung für den Besuch der Einrichtung 

 
Die Aufsichtspflicht obliegt kraft Gesetzes den Personensorgeberechtigten, in der Regel den Eltern. Für 

die Dauer des Besuches des Ganztagsangebotes außerhalb der Schulunterrichtszeit wird die Aufsicht 

auf den Einrichtungsträger übertragen. Der Träger setzt für die Erfüllung seiner Verpflichtung 

pädagogisch eingewiesene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein. 



§ 8 

Versicherungen 

 
1. Für die Dauer des Besuchs der offenen Ganztagsschule ist die Aufsichtspflicht über die 

Schülerinnen und Schüler auf den Einrichtungsträger übertragen. Der Träger bedient sich bei der 

Erfüllung seiner Verpflichtung seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Diese sind zum Zwecke der 

Unfallverhütung während der Betreuungszeit gegenüber den Schülerinnen und Schülern 

weisungsbefugt. 

 
2. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übernehmen das Kind nach Unterrichtsende und entlassen es 

nach Ende der Aufsichtspflicht in die Obhut der Personensorgeberechtigten bzw. auf Wunsch der 

Personensorgeberechtigten auf den Heimweg. Ein Kind wird nur dann ohne Begleitung auf den 

Heimweg entlassen, wenn vorab eine schriftliche Erklärung der Personensorgeberechtigten beim 

Träger hinterlegt wurde. Die Erklärung soll gemeinsam mit der Anmeldung nach § 5 (1) abgegeben 

werden. Liegt eine solche Erklärung nicht vor, sind die Personensorgeberechtigten verpflichtet, die 

Schülerin bzw. den Schüler unverzüglich nach Ende der gemäß § 4 (1) festgelegten Betreuungszeit 

aus der Einrichtung abzuholen. Kinder, die vormittags durch eine Schulbegleitung betreut/begleitet 

werden, müssen im Rahmen der Ganztagsbetreuung auch durch eine Schulbegleitung begleitet 

werden. 

 
3. Für die Dauer der Betreuung sowie auf dem Heimweg besteht eine Unfallversicherung für die 

Schülerinnen und Schüler. Bei unerlaubtem Entfernen aus der Offenen Ganztagsschule ist jegliche 

Haftung für etwaige Schäden ausgeschlossen. 

 
4. Kommen Personensorgeberechtigte ihrer Verpflichtung zur Abholung nach Absatz 2 Satz 4 nicht 

nach, sind sie dem Träger zum Ersatz des hieraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

 
§ 9 

Gebühren 

 
Für die Nutzung des Angebotes der Offenen Ganztagsschule werden von den Erziehungsberechtigten 

Gebühren nach der jeweils geltenden Gebührensatzung für die Offene Ganztagsschule erhoben. 

 
§ 10 

Gesundheitsvorsorge 

 
1. Bei Erkrankung des Kindes ist die Schule zu benachrichtigen. 

 
2. Bei Erkrankung des Kindes oder eines Haushaltsangehörigen des Kindes an einer übertragbaren 

Krankheit gemäß § 34 Infektionsschutzgesetz ist dies dem Träger unverzüglich mitzuteilen. Solange die 

Gefahr der Krankheitsübertragung besteht, darf das Kind die betreute Grundschule nicht besuchen (§ 

48 (1) Bundesseuchengesetz). Eine ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung ist vorzulegen, wenn das 

Kind die Einrichtung nach einer Krankheit wieder besuchen soll. In begründeten Fällen kann der 

betriebsärztliche Dienst und bzw. oder das Gesundheitsamt eingeschaltet werden. Die Belehrung für 

Personensorgeberechtigte gemäß § 34 (5) S. 3 2 Infektionsschutzgesetz findet durch Aushändigung des 

jeweils aktuellen Merkblattes statt, das zu beachten ist. 

 
3. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist es durch den Träger untersagt, Medikamente zu 

verabreichen und bzw. oder therapeutische Maßnahmen durchzuführen. Personensorgeberechtigten ist 

es untersagt, Arzneimittel zur Selbstmedikation mitzugeben bzw. diese in den Räumlichkeiten der 

betreuten Grundschule zu verabreichen. Ausnahmen zu dieser Regelung richten sich nach Absatz 4. 

 
4. Ist das Kind aus gravierenden gesundheitlichen Gründen auf bestimmte Medikamente oder Hilfsmittel 

ständig oder im Notfall angewiesen, müssen der betreuten Grundschule vorliegen und ggf. unter 



ständigem Verschluss gehalten werden: 

• Eine schriftliche Anweisung der Personensorgeberechtigten 

• Eine schriftliche Einverständniserklärung des Trägers 

• Eine ärztliche Verschreibung und Handhabungsanweisung nach erfolgter fernmündlicher oder 

persönlicher Einweisung durch den behandelnden Arzt 

• Eine unangebrochene Originalpackung des Medikaments mit Beipackzettel. 

 

 
§ 11 

Datenverarbeitung 

 
Der Träger ist berechtigt, die für die Abwicklung der Inanspruchnahme der betreuten Grundschule 

erforderlichen personenbezogenen Daten der Schülerin oder des Schülers und des oder der 

Erziehungsberechtigten gem. §§ 13 und 14 Landesdatenschutzgesetz zu erheben, zu speichern und 

weiter zu verarbeiten. 

 
§ 12 

Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2026 in Kraft. Damit tritt die Satzung vom 12.06.2017 außer 

Kraft. 

 

 
Steinbergkirche, den 10.06.2026 

 
  gez. Sandra Karjel Amtsdirektorin 


